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Antrag 

der Abgeordneten Dr. Marliese Dobberthien, Christel Hanewinckel, Ingrid Becker- 
Inglau, Dr. Ulrich Böhme (Unna), Anni Brandt-Elsweier, Elke Ferner, Gabriele 
Fograscher, Arne Fuhrmann, Monika Ganseforth, Angelika Graf (Rosenheim), Klaus 
Hagemann, Ingrid Holzhüter, Eike Hovermann, Barbara Imhof, Siegrun Klemmer, 
Nicolette Kressl, Christa Lörcher, Dorle Marx, Ulrike Mäscher, Ursula Mogg, Dr. Edith 
Niehuis, Margot von Renesse, Günter Rixe, Ursula Schmidt (Aachen), Dagmar 
Schmidt (Meschede), Wilhelm Schmidt (Salzgitter), Dr. Angelica Schwall-Düren, 
Wolfgang Spanier, Dr. Peter Struck, Margitta Terborg, Hildegard Wester, Inge Wettig- 
Danielmeier, Hanna Wolf (München), Verena Wohlleben, Rudolf Scharping und der 
Fraktion der SPD 


Gleichstellung von Hausangestellten im Mutterschutzgesetz 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird dringend aufgefordert, Arbeitnehme- 
rinnen in Privathaushalten anderen Arbeitnehmerinnen durch Än- 
derungen des Mutterschutzgesetzes in vollem Umfang gleichzu- 
stellen und damit die EU-Richtlinie zum Schutz von Schwangeren 
umgehend umzusetzen. 

Die Änderung des Mutterschutzgesetzes muß die Streichung des 
§ 9 Abs. 1 Satz 2 beinhalten mit dem Ziel, Arbeitnehmerinnen, die 
in Privathaushalten beschäftigt sind, den vollen Kündigungsschutz 
bei Schwangerschaft bis zum Ablauf von vier Monaten nach der 
Entbindung zu garantieren. 

Bonn, den 18. Januar 1996 

Dr. Marliese Dobberthien 
Christel Hanewinckel 
Ingrid Becker-Inglau 
Dr. Ulrich Böhme (Unna) 

Anni Brandt-Elsweier 
Elke Ferner 
Gabriele Fograscher 
Arne Fuhrmann 
Monika Ganseforth 
Angelika Graf (Rosenheim) 

Klaus Hagemann 
Ingrid Holzhüter 
Eike Hovermann 
Barbara Imhof 
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Siegrun Klemmer 
Nicolette Kressl 
Christa Lörcher 
Dorle Marx 
Ulrike Mäscher 
Ursula Mogg 
Dr. Edith Niehuis 
Margot von Renesse 
Günter Rixe 

Ursula Schmidt (Aachen) 
Dagmar Schmidt (Meschede) 
Wilhelm Schmidt (Salzgitter) 
Dr. Angelica Schwall-Düren 
Wolf gang Spanier 
Dr. Peter Struck 
Margitta Terborg 
Hildegard Wester 
Inge Wettig-Danielmeier 
Hanna Wolf (München) 

Verena Wohlleben 

Rudolf Scharping und Fraktion 


Begründung 

Eine Änderung des Mutterschutzgesetzes ist nach der EU-Richtli- 
nie über den Schutz von Schwangeren geboten. Die Richtlinie hät- 
te eigentlich schon zwei Jahre nach Erlaß, also Ende 1994, umge- 
setzt werden müssen. Die Artikel 4 bis 6, 9, 10 dieser Richtlinie 
erfordern eine Korrektur des Mutterschutzgesetzes. 

Erforderlich ist eine vollständige Gleichstellung von Hausange- 
stellten mit allen übrigen Arbeitnehmerinnen. Mit diesem Ziel hat- 
te die Fraktion der SPD schon 1992 einen entsprechenden Antrag 
in den Deutschen Bundestag eingebracht. Die Gleichstellung von 
Hausangestellten hat sich auf die Bereiche des Kündigungs- 
schutzes, der Lohnfortzahlung und des Verbotes von Sonntags-, 
Nacht- und Mehrarbeit ifn Falle einer Schwangerschaft zu er- 
strecken. 

Der nun von der Bundesregierung vorgelegte Gesetzentwurf zur 
Änderung des Mutterschutzgesetzes wird diesem Anspruch in ei- 
nem wesentlichen Punkt nicht gerecht, da der Gesetzentwurf nicht 
die Gleichstellung schwangerer Hausangestellter hinsichthch der 
Kündigungsschutzbestimmungen vorsieht. 

Nach § 9 Abs. 1 Satz 2 des Mutterschutzgesetzes ist es zulässig, 
ganztägig in Privathaushalten beschäftigten Arbeitnehmerinnen 
nach Ablauf des fünften Monats der Schwangerschaft zu kündi- 
gen. Damit unterliegt diese Gruppe von Arbeitnehmerinnen nicht 
dem für alle anderen schwangeren Arbeitnehmerinnen geltenden 
erhöhten Kündigungsschutz. Zwar wird solchen Hausangestellten 
für die Zeit der Schwangerschaft ihr durchschnittliches Netto- Ar- 
beitsentgelt - zu Lasten des Bundes - weiter gezahlt. Doch ihren 
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Arbeitsplatz verlieren sie. Die finanzielle Ausgleichsregelung 
kann jedoch nicht die durch den Verlust des Arbeitsplatzes ent- 
stehenden Härten ausgleichen. Besonders dann nicht, wenn die 
schwangere Hausangestellte auch noch im Hause ihres Arbeitge- 
bers wohnt. Ein besonderer Schutz ist gerade dann für Mütter mit 
Kindern erforderlich, wenn sie auf Erwerbsarbeit angewiesen sind. 

Die Aufrechterhaltung dieser diskriminierenden Bestimmungen 
eines minderen Kündigungsschutzes für schwangere Hausange- 
stellte wird gerne mit den finanziellen Folgelasten begründet. Pri- 
vathaushalten seien die finanziellen Belastungen nicht zuzumu- 
ten, die durch die Beschäftigung einer Ersatzarbeitskraft während 
der Zeit, in der Arbeitnehmerinnen sich im Mutterschutz befinden, 
entstehen. Vor dem Hintergrund, daß Privathaushalte sich ebenso 
wie Kleinbetriebe an dem Umlageverfahren gemäß § 10 des Lohn- 
fortzahlungsgesetzes beteiligen können, ist dieses Argument je- 
doch nicht überzeugend. Bisher können sich Arbeitgeber bis zu 
80 % der Mutterschutzkosten von den gesetzlichen Krankenkas- 
sen erstatten lassen. Die im Gesetzentwurf der Bundesregierung 
vorgesehene Aufstockung des Erstattungsanspruchs von heute 
80 % auf 100 % schließt eine finanzielle Mehrbelastung für Klein- 
betriebe daher weitgehend aus. 

Die geforderte Streichung des § 9 Abs. 1 Satz 2 des Mutterschutz- 
gesetzes wäre somit so gut wie kostenneutral für den Arbeitgeber. 

Auch der Bundesrat fordert in seiner Stellungnahme zum Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung des Mutterschutzgesetzes die Strei- 
chung des geltenden § 9 Abs. 1 Satz 2. Die Bundesregierung will 
sich diesem Votum nicht anschließen, da sie im Falle eines vollen 
Kündigungsschutzes für in Privathaushalten tätige Arbeitnehme- 
rinnen Konflikte aufgrund der „engen menschlichen Beziehung 
zwischen der Hausangestellten und den betreuten Familienan- 
gehörigen" befürchtet. Mögliche menschliche Konflikte nach Ab- 
lauf des anschließenden Erziehungsurlaubs sind als Argument kei- 
nesfalls ausreichend vor dem Hintergrund, daß mit der heute 
geltenden Regelung eine viel weiterreichende Konfliktsituation 
entsteht, die in ihren Auswirkungen für die betroffene Frau und 
ihr Kind wesentlich schwerwiegender ist. Einer schwangeren 
Hausangestellten wird zugemutet, sich im Falle einer Kündigung 
einen neuen Arbeitsplatz und - sollte sie in einer Wohnung ihres 
Arbeitgebers wohnen - auch eine neue Wohnung zu suchen. 

Ziel muß es sein. Beschäftigten in Privathaushalten die gleichen 
Rechte zu gewähren wie allen übrigen Arbeitnehmerinnen und 
-nehmern. Dies ist auch vor dem Hintergrund wichtig, zusätzliche 
Arbeitsplätze für Dienstleistungen in Haushalten durch Dienstlei- 
stungsagenturen und Dienstleistungsschecks schaffen zu wollen. 

Der allen übrigen Arbeitnehmerinnen zustehende erhöhte Kündi- 
gungsschutz im Falle der Schwangerschaft ist durch die Streichung 
des § 9 Abs. 1 Satz 2 auch auf Hausangestellte zu übertragen. 
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